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Betreff:
Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes,


eines Schlichtungsstellengesetzes und eines


Behinderteneinstellungsgesetzes;


B e g u t a c h t u n g
Sehr geehrte Damen und Herren!

Zu dem im Betreff genannten Gesetzesentwurf erlaubt sich das Bundesministerium für Gesundheit und Frauen folgende Stellungnahme (insbesondere aus frauenpoliti-scher Sicht) abzugeben:

Eingangs wird festgehalten, dass zur leichteren Lesbarkeit des Textes die folgende Gesetzesabkürzungen verwendet werden:

· BGStG: Behindertengleichstellungsgesetz

· SchlStG: Schlichtungsstellengesetz

· BEinstG: Behinderteneinstellungsgesetz

I. Behindertengleichstellungsgesetz (BGStG, die folgenden Paragraphen beziehen sich, sofern nicht anderes angeführt ist, auf das BGStG):
Es wird darauf hingewiesen, dass im Titel des Gesetzes im Gegensatz zum Gleich-behandlungsgesetz der Terminus Gleichstellung verwendet wird und die Frage auf-geworfen, ob nicht eine einheitliche Terminologie im Gleichbehandlungsbereich wünschenswert wäre.

Hinsichtlich der Gliederung wird angeregt, angesichts der Kürze des Gesetzestextes auf eine Untergliederung in Artikel zu verzichten.

Dass in Artikel I Absatz 1 auf die sprachliche Generalklausel zurückgegriffen wird, ist insbesondere im Hinblick darauf, dass es sich um ein neues Gesetz handelt, aus frauenpolitischer Sicht scharf zu kritisieren und widerspricht sowohl den Vor-gaben der Legistischen Richtlinien (Pkt. 10), als auch dem Anliegen der Bundes-regierung, Frauen auch in Rechtstexten sprachlich sichtbar zu machen – vergleiche hiezu den Ministerratsbeschluss vom 2. Mai 2001.

Es wird daher dringend ersucht, den Gesetzesentwurf durchgehend geschlechtergerecht zu formulieren. 

Aus frauenpolitischer Sicht ist auch die Einführung einer eigenen Bestimmung bezüglich Frauenförderung und Gewaltprävention notwendig. Behinderte Frauen sind in der Praxis häufig doppelt diskriminiert und überproportional häufig Opfer (sexueller) Gewalt.

Vergleiche hiezu die Studie „Weil das alles weh tut mit Gewalt. Sexuelle Ausbeutung von Mädchen und Frauen mit Behinderung“ aus dem Jahre 1996:

Im Rahmen dieser Studie gaben 64 % der befragten Frauen an, bereits sexuelle Gewalt erfahren zu haben. Über 25% der befragten Frauen waren im Laufe ihres Lebens auch vergewaltigt worden.

In Anlehnung an den Entwurf des „Forum Gleichstellung“ wäre die Einführung eines eigenen Paragraphen entsprechend dem § 2 der Beilage 2 (Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz) bezüglich Frauenförderung und Gewaltprävention wünschenswert. Ebenso eine dem § 3 der Beilage 2 entsprechende Verpflichtung zur aktiven Förderung dieser Ziele.

§ 3: 
„Variante“: der Begriff „familiäre Bande“ ist sehr unbestimmt, auch finden sich in den Erläuterungen dazu keine Ausführungen. Um beurteilen zu können, welche Regelung vorteilhafter wäre, wäre eine Legaldefinition dessen, was unter familiäre Bande zu verstehen ist, notwendig.

§ 7: 
Problematisch könnte diese Regelung für NGOs werden, die von Förderungen und Spenden abhängig sind und sehr oft am finanziellen Limit arbeiten. Da laut den Erläuterungen die Ausnahmebestimmungen für das Vorliegen von Diskriminierungen sehr restriktiv auszulegen sind, könnte diese Regelung für förderungsabhängige Bereiche dann problematisch werden, wenn nach diesem Gesetz für notwendig erachtete Adaptierungsmaßnahmen nicht gefördert werden. 

§ 9: 
In § 9 Abs. 3 werden Beispiele mittelbarer Diskriminierung aufgezählt. Es ist auffällig, dass es sich dabei ausschließlich um bauliche und technische „Mängel“ handelt, die zu einer mittelbaren Diskriminierung führen können. Es sind jedoch auch zahlreiche andere Beispiele zu finden, die zu einer mittelbaren Diskriminierung führen. 

Die möglichst gleichberechtigte Teilhabe in allen Lebensbereichen setzt neben baulichen und technischen Adaptierungen voraus, dass u.a. auch die Informations-, Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten behinderter Menschen derart sind, dass es nicht zu einer mittelbaren Diskriminierung kommt. Es wird daher angeregt, die Beispiele in § 9 Abs. 3 weiter zu fassen.

§ 10:
Positiv wird der gegenüber dem Gleichbehandlungsgesetz erweiterte Schutz bei Belästigung erachtet. Durch die Formulierung „bezwecken oder bewirken“ wird nicht alleine darauf abgestellt, dass eine den gesetzlichen Kriterien entsprechende Atmosphäre tatsächlich geschaffen wurde. Durch die Formulierung „sowie unangebrachte oder anstößige“ Verhaltensweisen ist zusätzlich ein objektiver Beurteilungsmaßstab gesetzt, der möglicherweise für Verbandsklagen besondere Bedeutung erlangen kann.

§ 14:
Die Regelungen bezüglich der Zuständigkeit der Schlichtungsstelle bei Mehrfachdiskriminierungen werden aus frauenpolitischer Sicht grundsätzlich befürwortet, weil das Schlichtungsverfahren nach dem SchlStG die Möglichkeit der Erwirkung eines Exekutionstitels eröffnet.

Es ist aus frauenpolitischer Sicht jedoch notwendig, dass gleichzeitig hinsichtlich der Besetzung der Senate (inkl. Vorsitzende) sowie bei der Bestellung von externen Mediatorinnen/Mediatoren die notwendigen geschlechtersensiblen Regelungen getroffen werden. Siehe dazu die Ausführungen zum SchlStG.

§ 15:
Anrufung des Gerichts: Zur Vermeidung von Missverständnissen, dass nicht nur jede Partei klagen kann, sondern § 18 auch Verbandsklagen vorsieht, wäre ein Hinweis auf § 18 und die dort vorgesehene Verbandsklage dienlich.

§ 17:
Beweislastregelung vor Gericht: Der Unterschied zur Beweislastumkehrregelung im Gleichbehandlungsgesetz liegt darin, dass das Vorliegen der vorgebrachten Tatsachen „wahrscheinlich“ sein muss, und nicht „wahrscheinlicher als“ (das Vorbringen der Gegenseite). Es geht aus den Erläuterungen nicht hervor, ob damit tatsächliche Unterschiede in der Beweislastregelungen gegenüber dem Gleichbehandlungsgesetz beabsichtigt sind. Es würde der Rechts-klarheit dienen, wenn in vergleichbaren Regelungen eine einheitliche Terminologie verwendet würde.

2. Schlichtungsstellengesetz (SchlStG die folgenden Paragraphen beziehen sich, sofern nicht anderes angeführt ist, auf das SchlStG)
Ebenso wie beim Behindertengleichstellungsgesetz ist aus frauenpolitischer Sicht die Verwendung der sprachlichen Generalklausel in einem neuen Gesetz scharf zu kritisieren (vgl. § 18).

Es wird daher dringend ersucht, den Gesetzesentwurf durchgehend geschlechtergerecht zu formulieren. 

§ 4: 
Hinsichtlich der Zusammensetzung der Senate wäre insgesamt eine klarere Formulierung wünschenswert. Die derzeitige Formulierung lässt einige Fragen offen, die auch in den Erläuterungen keine Klärung finden. Die wichtigsten sind in der Folge aufgeworfen:

a. 
Terminologie: Innerhalb der Absätze 1 und 2 wird einerseits von Vertretern und andererseits von Mitgliedern gesprochen. Eine einheitliche Terminologie wäre wünschenswert.

b. 
Mitglieder des arbeitsrechtlichen Senats, Abs. 2: 

· die Wirtschaftskammer Österreich und die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern können je zwei MG nominieren

· die Bundesarbeiterkammer und der Österreichische Landarbeiterkammertag können je ein MG nominieren

· der Behindertendachverband kann – wie sich schlüssig ergibt - nur ein MG nominieren. Es besteht keine diesbezügliche Regelung. Dies wäre im Hinblick darauf, dass die „eine Interessensseite“ (DienstgeberIn) damit 4 MG nominiert, die „andere Interessensseite“ (DienstnehmerIn- und Behindertenvertretung) jedoch nur 3 MG nominieren kann, eine unausgewogene Regelung. Um eine ausgewogene Lösung wird ersucht.

c. 
Mitglieder des dienstrechtlichen Senates und des Senates in sonstigen Streitsachen, Abs. 3:

Hier findet sich zwar eine Regelung bezüglich der Nominierungsrechte der Gebietskörperschaften, nicht jedoch hinsichtlich der Behindertenvertretung Es ist wohl zu vermuten, dass auch diese pro MG im Senat jeweils ein Mitglied und Ersatzmitglieder nominieren können und nach fachlichen und regionalen Gesichtspunkten auswählen sollten, jedoch besteht dazu keine Regelung. Um Klarstellung wird ersucht.

d. 
Es ist weiters nicht ersichtlich, warum beim dienstrechtlichen Senat von „Bund“ und beim Senat in sonstigen Streitsachen von „Bundesregierung“ gesprochen wird und welche praktische Bedeutung diese Unterscheidung haben soll.

e. 
ausgewogenes Geschlechterverhältnis: Aus frauenpolitischer Sicht ist insbesondere die Regelung des Abs. 6 problematisch. Zum einen ist verwirrend, dass auch im ersten Satz von der Mehrzahl gesprochen wird, es sich jedoch in Zusammenschau mit dem zweiten Satz eindeutig ergibt, dass auf den Fall abgestellt wird, dass eine entsendungsberechtigte Stelle nur ein einziges Mitglied (Ersatzmitglied) nominieren darf. 

Zum anderen ist im zweiten Satz nur eine Regelung bezüglich der Mitglieder, nicht jedoch bezüglich der Ersatzmitglieder getroffen. 

Aus frauenpolitischer Sicht ist daher sowohl der erste Satz klar zu formulieren, als auch im zweiten Satz klarzustellen, dass - sofern von einer Stelle mehr als ein Mitglied nominiert wird – sowohl hinsichtlich der Mitglieder als auch der Ersatzmitglieder zumindest 50% Frauen nominiert werden müssen (vgl. hiezu § 3 Abs. 9 Gleichbehandlungsgesetz).

Aus frauenpolitischer Sicht wäre es darüber hinaus notwendig, dass gesetzlich vorgesehen wird, dass auch bei der Bestellung der Vorsitzenden/des Vorsitzenden und der Stellvertretung der Senate durch das BMSG auf eine ausgewogenes Geschlechterverhältnis zu achten ist.

Besonders wichtig ist aus frauenpolitischer Sicht, dass in Absatz 4 eingefügt wird, dass auch bei der konkreten Zusammensetzung der Senate auf ein ausgewogenes Verhältnis der Geschlechter zu achten ist. Insbesondere in Fällen der Mehrfachdiskriminierung, die auch den Vorwurf der sexuellen Belästigung umfassen, ist auf eine geschlechtssensible Besetzung des Senates zu achten!

f. 
Im Hinblick auf die Betonung der Mediation im Schlichtungsverfahren (vgl. § 8) erscheint es wichtig, dass zumindest die Vorsitzende/der Vorsitzende (sozusagen als neutraler Part) über eine besondere Schulung im Hinblick auf Mediation verfügen muss. Dies sollte auch gesetzlich vorgesehen oder zumindest in den Erläuterungen festgehalten werden. Ebenso wäre es empfehlenswert, dass gesetzlich, oder zumindest in den Erläuterungen festgehalten wird, dass eine entsprechende Ausbildung auch der anderen Mitglieder der Schlichtungsstelle gewünscht ist.

Darüber hinaus ist es im Hinblick der Schlichtungsstelle für Fälle der Mehrfachdiskriminierung, vgl. hiezu auch die Ausführungen zu § 14 BGStG und § 7f BEinstG, aus frauenpolitischer Sicht notwendig, dass die/der Vorsitzende sowie die weiteren Mitglieder und Ersatzmitglieder der Senate über die notwendige Kenntnisse verfügen (Schulungen bezüglich des Gleichbehandlungsgesetzes sowie im Hinblick auf Gewalt gegen Frauen / sexuelle Belästigung). 

§ 5: 
In Abs. 1 wird zwischen Mitgliedern (Ersatzmitglieder) und die Vorsitzende/den Vorsitzenden unterschieden, in Abs. 2 dürften, im Hinblick auf die Funktionsdauer, unter Mitglieder (Ersatzmitglieder) beide gemeint sein. Eine Klarstellung wäre empfehlenswert. 

§ 7:
Aufgeworfen wird die Frage, ob die in Abs. 3 vorgesehene Regelung, dass die Einladungen spätestens 8 Tage vor der Sitzung zugestellt sein müssen, nicht zu kurzfristig ist. Dies insbesondere im Hinblick darauf, dass die Senate nur aus wenigen Mitgliedern bestehen (insbesondere der dienstrechtliche Senat) und es leichter als bei den Senaten nach dem Bundesgesetz über die Gleichbehandlungskommission und die Gleichbehandlungsanwaltschaft zu der Situation kommen kann, dass eine Interessensseite wegen Verhinderung überhaupt nicht vertreten ist.

§§ 8 und 9: Insgesamt wird angeregt, die Verfahrensregelungen der Klarheit halber stärker auszuformulieren, und insbesondere die Eigenständigkeit des dem Ermittlungsverfahren vorgeschalteten „Mediationsverfahrens“ stärker zum Ausdruck zu bringen (so könnte der Klarheit halber § 8 Abs. 3 vorangestellt werden, um bereits eingangs klarzustellen, dass es sich hier um einen eigenständigen Verfahrensschritt handelt). 

Auch ist in der Folge nicht eindeutig, was das „Mediationsverfahren“ verfahrensrechtlich ist und ob die Bestimmung des § 10 auch für diesen Verfahrensteil gilt. Ersucht wird auch um Klärung des Begriffs „Einigungsgespräche“ in § 9 (Unterschied zum „Mediationsverfahren“?).

Besondere Bedeutung hat die Frage, ob auch ein Mediationsverfahren den Ablauf der gesetzlichen Verjährungsfrist sowie kollektivvertraglicher Verfallfristen hemmt, eine diesbezügliche Regelung ist jedoch nicht vorgesehen.

Aus frauenpolitischer Sicht ist es notwendig, dass gesetzlich zusätzlich vorgesehen wird, dass die Antragstellerin/der Antragsteller das Recht hat, bei der Bestellung einer externen Mediatorin/eines externen Mediators eine Geschlechterpräferenz zu nennen (insbesondere im Hinblick darauf, dass auch sexuelle Belästigung vom Diskriminierungsvorwurf umfasst sein kann). 

Die Möglichkeit der Beiziehung von unabhängigen Fachleuten entsprechend dem Bundesgesetz über die Gleichbehandlungskommission und die Gleichbehandlungsanwaltschaft wäre in beiden Verfahrensteilen wünschenswert.

Weiters sollte den Betroffenen gesetzlich ermöglicht werden, beiden Verfahrensteilen Vertrauenspersonen beizuziehen oder die Beiziehung einer von ihnen nominierten NGO zu verlangen.

§ 12:
Es wird von „erforderlichen“ Stellvertreterinnen/Stellvertretern gesprochen. Es ist nicht klar, ob damit gemeint ist, dass sie erforderlich sind, oder dass nur dann welche ernannt werden sollen, wenn es erforderlich ist (und was in diesem Fall die Kriterien für „erforderlich“ sein könnten).

Auffällig ist, dass zum einen nicht zwischen der Zuständigkeit bei Diskriminierung in der Arbeitswelt und in sonstigen Bereichen unterschieden wird wie im Bundesgesetz über die Gleichbehandlungskommission und die Gleichbehandlungsanwaltschaft. Zum anderen reichen die Rechte der Behindertenanwältin/des Behindertenanwaltes nicht so weit wie jene nach dem Bundesgesetz über die Gleichbehandlungskommission und die Gleichbehandlungsanwaltschaft. 

Wünschenswert wäre jedenfalls eine hinsichtlich dem Bundesgesetz über die Gleichbehandlungskommission und die Gleichbehandlungsanwaltschaft parallele Regelung der Rechte der Behindertenanwältin/des Behindertenanwaltes. 

Insbesondere die Möglichkeit, ein Verfahren einleiten zu lassen (vgl. hiezu die §§ 4 Abs. 3, 5 Abs. 3 sowie 6 Abs. 3 Bundesgesetz über die Gleichbehandlungskommission und die Gleichbehandlungsanwaltschaft) sowie allenfalls Klage einzureichen (vgl. § 12 Abs. 5 Bundesgesetz über die Gleichbehandlungskommission und die Gleichbehandlungsanwaltschaft) wären im Sinne der Betroffenen.

Dringend notwendig erscheint in diesem Zusammenhang auch das Recht der Behindertenanwältin/des Behindertenanwaltes, an den Sitzungen der Senate teilzunehmen.

Aus frauenpolitischer Sicht ist es notwendig, dass gesetzlich eine Regelung getroffen wird, dass bei der Bestellung der Behindertenanwältin/des Behindertenanwaltes sowie deren Stellvertretung auf ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis zu achten ist.

3. Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG, die folgenden Paragraphen beziehen sich, sofern nicht anderes angeführt ist, auf das BEinstG):
§ 7i:
Beweislastregelung: siehe dazu die Ausführungen zu § 10 BGStG. Darüber hinaus wird angeregt, für den Geltungsbereich des BEinstG zusätzlich eine dem § 7 Abs. 2 Z 2 Gleichbehandlungsgesetz entsprechende Regelung zu ergänzen.

§ 7d:
Kritisch werden die Rechtsfolgen der Diskriminierung in der Arbeitswelt gesehen. Generell wird bemerkt, dass die Rechtsfolgen nicht primär auf eine Beseitigung der Diskriminierung abstellen, sondern alternativ die Beseitigung der Diskriminierung oder Schadenersatz vorsehen. In Absatz 10 ist darüber hinaus nur Schadenersatz (und nicht auch die Beseitigung der Diskriminierung) vorgesehen. Dies mutet seltsam an, wo doch das Ziel der gesetzlichen Neuerungen die Gleichstellung behinderter Menschen ist. 

Zur Schadenersatzregelung in § 7d Abs. 1 und Abs. 5 wird ausgeführt, dass die Unterschiede in der Höhe des Mindest- bzw Höchstschadenersatzes je nachdem, ob es sich um eine Bundesbedienstete/einen Bundesbediensteten handelt oder um andere Arbeitnehmer/innen sachlich nicht nachvollziehbar ist. Der Hinweis in den Erläuterungen auf die entsprechenden Unterschiede im Gleichbehandlungsgesetz und Bundesgleichbehandlungsgesetz vermindern nicht den Eindruck, dass es sich hier um eine sachlich nicht begründbare Ungleichbehandlung handelt. 

Es wird daher ersucht, eine für Bundesbedienstete und Arbeitnehmer/innen in der Privatwirtschaft einheitliche Regelung dahingehend zu treffen, dass für beide Gruppen jeweils ein Mindest- bzw. Höchstschadenersatz von 3 Monatsgehältern vorgesehen wird.

§ 7f: Mehrfachdiskriminierung: siehe dazu die Ausführung zu § 14 BGStG. Ergänzt wird hierzu, dass für den Arbeitsbereich die Möglichkeit der Zuständigkeit des Senates I nach dem Gleichstellungsgesetz ebenfalls denkbar wäre. 

Sofern die zum SchlStG ausgeführten und aus frauenpolitischer Sicht für notwendig erachteten Ergänzungen nicht erfolgen, wäre aus frauenpolitischer Sicht bei Mehrfachdiskriminierung in der Arbeitswelt die Zuständigkeit des Senates I nach dem GBK/GAW-Gesetz im Sinne der Betroffenen vorzuziehen.
§ 7e: Entsprechend der Regelung im § 13 BGStG wird ersucht klarzustellen, dass der Bescheid nach Rechtskraft als Exekutionstitel i.S. des § 1 Exekutionsordnung gilt.

§ 7g: Klagsberechtigung: siehe dazu die Ausführungen zu § 15 BGStG. 

§ 7i: „Beweislastumkehr“: siehe dazu Ausführungen zu § 17 BGStG.

Mit freundlichen Grüßen

Für die Bundesministerin

AIGNER

Für die Richtigkeit

der Ausfertigung:

Dr. Jörg Eidher, Abteilung I/B/6

Radetzkystraße 2, 1030 Wien, Telefon: +43-1/711 00-4219, Fax: DW 4165

URL: http://www.bmgf.gv.at, E-Mail: joerg.eidher.bmgf.gv.at , DVR: 2109254
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